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Konsortialvertrag zwischen dem Landkreis Barnim, dem Landkreis Uckermark und der Stadt 
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Beschlussvorschlag: 
Der Kreistag stimmt dem Konsortialvertrag zwischen dem Landkreis Barnim, dem Landkreis 
Uckermark und der Stadt Eberswalde über die Einbringung der „Medizinisch-Soziales Zent-
rum Uckermark gGmbH“ in die „Nord-Ost Brandenburgischen Gesundheitsholding GmbH“ in 
der vorliegenden Fassung (Anlage) zu.  
 
 
zuständiges Amt:       

      Klemens Schmitz 
  Amtsleiter  Dezernent  Landrat 
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Begründung: 
 
Die Sicherstellung der gesundheitlichen Versorgung der Bevölkerung ist zentrale Auf-
gabe eines Landkreises. 
 
Da sich der Kostendruck und die Zusammenschlusstendenzen im Gesundheitswesen 
auch auf das Versorgungsgebiet Uckermark/Barnim auswirken, ist der Landkreis in 
seiner Eigenschaft als Träger und Gesellschafter angehalten, das von seiner Seite 
Mögliche zu tun, um die Krankenhausstandorte zu sichern und weiterzuentwickeln. 
 
Der Kreistag beauftragte mit Beschluss vom 15.06.2005 den Landrat, Verhandlungen 
zur Bildung eines Krankenhausverbundes Uckermark/Barnim aufzunehmen und dem 
Kreistag am 09.11.2005 die notwendigen Beschlüsse vorzulegen. Am 26.09.2005 hat 
der Aufsichtsrat der „MSZ Uckermark gGmbH“ dem Kreistag empfohlen, diese Be-
schlüsse zu fassen. 
 
Zur Bildung des Krankenhausverbundes Uckermark/Barnim wird auf Vorschlag des 
Landkreises Uckermark ein Konsortialvertrag abgeschlossen, der die Zusammenarbeit 
der Vertragspartner zur Erreichung der gemeinsamen Ziele regelt und den Erhalt der 
Standorte sichert.  
 
Ziel der Zusammenarbeit ist, die Gesundheitseinrichtungen den Marktgegebenheiten 
flexibel anzupassen, Know-how zu bündeln, Synergien zu erschließen und damit die 
Wettbewerbsfähigkeit der Einrichtungen zum Vorteil der Patienten zu verbessern. Mit 
dem Krankenhausverbund entsteht ein bedeutendes Wirtschaftsunternehmen und ei-
ner der größten Arbeitgeber der Region. Darüber hinaus bietet der Verbund alle Vor-
aussetzungen zur Entwicklung einer koordinierten ganzheitlichen systematischen Ge-
sundheitspolitik für die Region. Mit dem Verbund werden Strukturen geschaffen, die 
eine wirtschaftliche Führung der Häuser zulassen und die dauerhaft eine qualifizierte 
Versorgung der Region sicherstellen. 
 
Zur interessengerechten Steuerung und Entscheidungspraxis wird neben den gesell-
schaftsrechtlichen Entscheidungsorganen ein Konsortialausschuss eingerichtet. Auf-
gabe des Konsortialausschusses ist es, alle aktuellen und grundsätzlichen Fragen der 
Holding und ihrer Tochtergesellschaften zu diskutieren mit dem Ziel, etwaige Unstim-
migkeiten unter den Gesellschaftern partnerschaftlich auszuräumen und Konsens un-
ter den Gesellschaftern herbeizuführen. 
 
Mit dem Konsortialvertrag kommt der politische Wille der Landkreise und der Stadt 
Eberswalde zum Ausdruck, eine Krankenhausstruktur in kommunaler Trägerschaft in 
der Region zu erhalten. 
 




























